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Einzelhandel in Deutschland* 
Über Fakten, ImPressionen und DePressionen  

„Krise im Handel – Handeln in der Krise“, unter diesem Motto hatte der express in Ko-
operation mit ver.di Rhein-Neckar und ver.di Stuttgart im Oktober 2010 eine Tagung 
für Handelsbeschäftigte und Hauptamtliche veranstaltet. Obwohl mit rund drei Millio-
nen Beschäftigten nicht weniger „systemrelevant“ als andere, wird die Entwicklung die-
ser Branche kaum als öffentliche Angelegenheit wahrgenommen. Und dies, wie es in der 
Einladung hieß, „obwohl der Handel nicht nur für die unmittelbar Beschäftigten, son-
dern … für die Gestaltung des Öffentlichen und des Privaten, d.h. für das gesellschaftli-
che Leben immense Bedeutung und Konsequenzen hat: vom ‚sozialen Charakter’ unse-
rer Städte über Siedlungs-, Verkehrs-, kommunale und regionale Infrastrukturpolitik, 
Qualität und Umfang unserer Versorgung mit Lebensmitteln, Lage und Länge der Ar-
beits- und Konsumzeiten, Einkommens- und damit zusammenhängende Familienmodel-
le bis hin zur Einkaufsmacht von Großkonzernen auf landwirtschaftliche Erzeuger, 
Vorproduzenten und Lieferanten weltweit“. Grund genug, sich diese Branche genauer 
anzuschauen. In drei Teilen werden wir in dieser und den nächsten Ausgaben des ex-
press einen Blick auf Unternehmensstrukturen, die Situation der Beschäftigten und ih-
rer Interessenvertretungen und die Frage nach Handlungsmöglichkeiten in den „solida-
rischen und rebellischen Potentialen der Gesellschaft“ werfen.1 

I. Akteure im Einzelhandel 
"Einzelhandel im Sinne des Gesetzes betreibt, wer gewerbsmäßig Waren anschafft und sie 
unverändert oder nach im Einzelhandel üblicher Be- oder Verarbeitung in einer oder mehre-
ren offenen Verkaufsstellen zum Verkauf an jedermann feilhält ...", oder: "Absatz von Waren 
an Letztverbraucher durch Einzelhandelsunternehmungen" - solche und ähnliche Erklärungen 
finden sich seit Jahrzehnten in den gängigen Lexika (z.B. Gabler Wirtschaftslexikon, 12. Auf-
lage, 1988). 

Händler und Kunden erscheinen demnach als die im Einzelhandel (EH) agierenden Sub-
jekte. Ein allzu simples Bild! Zur Realität gehören zahlreiche weitere Akteure: weit über zwei 
Millionen ArbeitnehmerInnen im Verkauf, in den Lägern und Zentralen der Einzelhandels-
Unternehmen, gut bezahlte Vorstände und interessierte Kapitalanleger, Immobilienbesitzer 
und Vermieter, Betriebsräte, Vertretungen für Jugendliche und Auszubildende sowie Schwer-

                                                 
1 Der Beitrag soll auch in einer Dokumentation des Kampfs um „den Fall ‚Emmely’“ erscheinen, die voraus-
sichtlich bei Assoziation A herausgegeben wird. 
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behinderte, Gewerkschaft und Arbeitgeberverband, Träger der Sozialversicherungen wie Be-
rufsgenossenschaft und Agentur für Arbeit, Industrie- und Handelskammern, PolitikerInnen in 
Stadt, Land und Bund, Finanzämter, Arbeitsgerichte und Staatsanwälte, Datenschutzbeauf-
tragte und die diese oft mobilisierende Presse und Öffentlichkeit, Nichtregierungsorganisatio-
nen wegen Skandalen bei der Herstellung der Waren irgendwo in der Welt, Kirchen gegen 
Sonntagsverkäufe, Detektive, Diebe und Räuber. Aufsehen erregen immer wieder und zu-
nehmend Menschen aus den demokratischen, sozialen, solidarischen und rebellischen Potenti-
alen der Gesellschaft. Deren - von den Unternehmen nicht geschätzte - Aktivitäten beeinflus-
sen zunehmend und merklich die Geschäftspolitik.  

In diesem Beitrag finden zahlreiche Akteure Beachtung. Sie gehören unbedingt zu einem 
realistischen Bild des Einzelhandels in Deutschland.  

II. Hintergründe zu Einzelhandels-Unternehmen 

II.1 Daten und Zahlen 
Der gesamte Umsatz betrug 2009 im deutschen EH ca. 394 Mrd. Euro. Seit 1994 jammern die 
Unternehmen und ihre Verbände nach Jahrzehnten jährlichen Wachstums über weitgehend 
stagnierende reale Umsätze. "Konsumboykott" oder "Kaufunlust" sind einige ihrer neuen 
Modewörter. Gegen diese Propaganda ist festzuhalten: Die stagnierende bzw. abschüssige 
Entwicklung der Reallöhne und Renten sowie neuartige, durch die vorherrschende neoliberale 
Politik erzwungene, zusätzliche "Konsumausgaben" - wie Zuzahlungen bei Arzneimitteln, 
Praxisgebühren, Aufwendungen für private Altersvorsorge, steigende städtische bzw. öffentli-
che Gebühren, die Entwicklung der "Wohnnebenkosten" zu einer zweiten Miete - finden hier 
einen Niederschlag. Zu den Gründen für die o.g. Entwicklung zählen auch die Streichung 
bzw. Verrechnung von übertariflichen Zahlungen, mehr Teilzeit- und Minijobs zu Lasten von 
Vollzeitstellen und das auch dadurch sinkende Gesamtlohnniveau, die hohe Arbeitslosigkeit 
und Hartz IV, Kurzarbeit, der Abbau von bezahlten Überstunden, die steigenden Kreditkosten 
bei privater Verschuldung sowie die wachsende ungleiche Einkommens- und Vermögensver-
teilung. Die ‚alternde’ Gesellschaft bringt sparsamere und überlegter einkaufende Kunden mit 
sich. Dazu, dass der Gesamtumsatz nur geringfügig wächst, trägt ein geändertes Verbraucher-
verhalten - Öko-/Bioläden, Internethandel – ebenso bei wie die Bereitschaft, mehr Geld für 
Freizeit, Urlaub und Dienstleistungen auszugeben und sich dafür beim täglichen Einkauf zu-
rückzuhalten. 

Diese Stagnation verschärfte die Konkurrenz der Unternehmen und der Teilbranchen. So 
sind seit 2007 reale Umsatzzuwächse nur noch bei einigen Drogeriemärkten und Discountern 
zu sehen. Verlierer bei der Aufteilung des stagnierenden Umsatzes sind die Kauf- und Wa-
renhäuser, der örtliche Fachhandel und Tante-Emma-Läden, der Versandhandel sowie inzwi-
schen auch Selbstbedienungswarenhäuser (SBW). Die Schließung von 311 Woolworth-
Filialen und 72 Hertie-Häusern, die Insolvenz von Karstadt und Quelle sind sichtbarer Aus-
druck dieser Vernichtungskonkurrenz incl. Kapitalvernichtung. Selbst die SBW - jahrzehnte-
lang "Gewinner" in der Konkurrenz mit ihren Einkaufszentren auf der ehemals "grünen Wie-
se" an den Stadträndern und Autobahnausfahrten - erreichen Umsatzzuwächse nur noch durch 
Neueröffnungen, d.h. weitere Ausweitung der Verkaufsflächen. 

In der Konkurrenz ist die Ausweitung der Verkaufsflächen neben aggressiver Preisgestal-
tung und Personalabbau - letzteres auch ermöglicht durch Selbstbedienung der Kunden - ein 
entscheidendes Mittel der Großunternehmen und Konzerne, um ihre Umsätze zu Lasten der 
Konkurrenten zu steigern. In Mitleidenschaft gezogen werden die Innenstädte und Stadtteile, 
in denen leer stehende Läden sichtbare Zeichen sind, ebenso wie die VerbraucherInnen, deren 
fußläufige Einkaufsmöglichkeiten in Stadtteilen, Dörfern und Kleinstädten verschwinden. 
Von Letzterem betroffen sind insbesondere Ältere, (Geh-)Behinderte, Menschen mit kleineren 
Kindern, Menschen ohne eigenen PKW und mit dürftigem ÖPNV. 
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Während es 1996 in Deutschland noch 75.667 Verkaufsstellen gab, waren es 2005 noch 
61.460. (Kalkowski 2008, S.11) 
 

Verkaufsflächen des EH in Deutschland (BRD und DDR): 
1970  39 Mio. qm 
1990  77 Mio. qm 
2010 122 Mio. qm (Prognose) 

 
Parallel dazu erfolgte in den Betrieben/Verkaufsstellen aller Vertriebslinien/Teilbranchen 
während der letzten 20 Jahre ein rasanter Personalabbau bei gleichzeitig erweiterten Be-
triebsgrößen. Auf den ersten Blick scheint die Beschäftigung im Einzelhandel ziemlich stabil. 
2009 waren ca. 2,83 Mio. Personen beschäftigt, gegenüber ca. 2,87 Mio. in 2005; ein Rück-
gang um nur 1,4 Prozent. Ein Blick auf die Anteile der Vollzeit- und Teilzeit-Jobs korrigiert 
diesen ersten Eindruck. 

So ging die Zahl der Vollzeitbeschäftigten (VZ) von 1,487 Mio. in 2005 auf 1,417 Mio. in 
2009 zurück; das sind 70.000, also 4,7 Prozent weniger. Die Zahl der Teilzeitkräfte (TZ) stieg 
von 1,4 Mio. auf 1,413 Mio., also um 0,9 Prozent. Die entscheidende Veränderung wurde bei 
den TZ bewirkt. In 2009 arbeiteten 705.200 TZ als MinijobberInnen und 229.600 als Neben-
jobberInnen. Der Anteil der sog. "geschützten TZ", d.h. der voll sozialversicherten TZ, geht 
regelmäßig zurück.  

Insgesamt nahm das Arbeitszeitvolumen, d.h. die Summe aller bezahlten Arbeitsstunden 
im EH, auch bedingt durch einen Personalabbau von 3,7 Prozent in den Betrieben, in diesen 
sechs Jahren um 11,8 Prozent ab, während gleichzeitig die Verkaufsfläche um 11,7 Prozent 
zunahm. Zur täglichen Praxis gehört: Scheidet eine VZ-Kraft aus, wird sie durch eine TZ oder 
eine MinijobberIn ersetzt, wenn überhaupt. Vor allem im Lebensmitteleinzelhandel wird zu-
sätzlich die Form der individuellen Stundenreduzierung praktiziert. So finden sich im EH ei-
nige Formen von individueller und gesellschaftlicher Verkürzung der Arbeitszeit ohne jegli-
chen gewerkschaftlichen Einfluss, überwiegend zu Lasten der beschäftigten Frauen, die dies 
jetzt und im späteren Rentenalter (Altersarmut) betrifft. 

Konzentrationsprozesse, Konkurrenzen, Kapitalvernichtung, Insolvenzen, Betriebs- und 
Unternehmensübernahmen mit all ihren Folgen für Kommunen und Stadtentwicklung, Be-
schäftigte, Lieferanten und Kunden lassen sich im EH fast täglich verfolgen. Wer kennt noch 
die untergegangenen Kaufhaus-Giganten Horten und Hertie, die kleineren Kaufhäuser Kauf-
halle und Bilka, die stationären Kaufhäuser der Versandhändler Neckermann, Quelle, Schöpf-
lin, die gewerkschaftseigene EH-Gruppe coop/Plaza, das Großversandhaus Schöpflin, die 
Tante-Emma-Läden hie und da? Wer wird in zehn Jahren noch Woolworth, das Versandhaus 
Quelle, die Lebensmittelfilialbetriebe HL, Plus und Tengelmann kennen? Statt dieser unter-
gegangenen Kapitalien machen jetzt andere die Geschäfte. Dieser Strukturwandel in der 
Branche wurde ergänzt durch einen Struktur- und Formatwandel auch in den verbliebenen 
und neu entstandenen Betrieben. (S. Kap. II.2) 

Bei stagnierendem Gesamtumsatz wird der Kampf um dessen Anteile immer härter. Ent-
scheidend für das Überleben in der Konkurrenz ist nicht so sehr die Größe, wie die Beispiele 
Quelle, Karstadt oder Hertie zeigen. Aggressive Preise, Schnäppchen und Werbung, Unterlau-
fen tariflicher und gesetzlicher Standards hier, Ausbeutung der die Schnäppchen und Waren 
produzierenden ArbeiterInnen überall in der Welt sind Teil dieser gnadenlosen Konkurrenz 
und bringen in ihr Konkurrenzvorteile. Seit 2007 wird die Situation verschärft durch die Aus-
dehnung der Ladenöffnungszeiten bis spät in die Nacht. Die Konkurrenz findet vorwiegend 
innerhalb der Öffnungszeiten statt, und da haben die Großen mit ihrer Kapitalmacht und unter 
diesen Großen die mit den niedrigsten Einkaufspreisen und Personalkosten relevante Vorteile. 
Gewinner sind seitdem eindeutig Discounter im Lebensmittel- und Drogeriehandel sowie we-
nige SB-Warenhäuser. Der innerstädtische Einzelhandel wie Kauf- und Warenhäuser, große 
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Textilkaufhäuser und Facheinzelhändler hatten erwartet, dass sie Konkurrenznachteile durch 
eine Ausweitung der Ladenöffnungszeiten wettmachen könnten. Seit Mitte der 1980er Jahre 
kämpften sie daher vehement gegen ihre Belegschaften und deren Gewerkschaft für die Be-
seitigung des Ladenschlussgesetzes. Ein klassisches Eigentor! Das Ladenschlussgesetz hatte 
auch einen Schutzcharakter für die "schwächeren" kapitalistischen Konkurrenten: Es begrenz-
te neben den Arbeitszeiten auch die Zeiten für das Konkurrieren. 

Zahlreiche Out- und Insourcingprozesse sind ebenfalls Bestandteil der Konkurrenzstrate-
gien. Praktisch alle Betriebsformen des stationären Einzelhandels nutzen diese Prozesse: Bis-
her selbst betriebene Abteilungen/Sortimentsteile werden rechtlich verselbstständigt in Form 
einer Konzern-/Unternehmenstochter, oder die freigewordene Verkaufsfläche wird (unter-
)vermietet. So in den 1980ern geschehen mit Lebensmittelabteilungen, Restaurants, Back-, 
Reparatur- und Bestellshops, Reinigungsdienst, Empfang und Überwachung in den Kauf- und 
SB-Warenhäusern. Mit diesen Out- und Insourcingprozessen wurden Personalkosten abge-
wälzt, oft die Attraktivität der Sortimente erhöht und sichere Mieteinnahmen vereinbart. Für 
die dort Beschäftigten verloren die Tarifverträge des Einzelhandels ihre Gültigkeit. Stattdes-
sen fanden niedrigere Tarifverträge anderer Branchen Anwendung. Oft entstanden mangels 
gültiger Tarifverträge tarifvertragsfreie Zonen. Zusätzlich verloren diese Beschäftigten auch 
den Schutz ihrer bisherigen Betriebsräte. Die in einem Laden Beschäftigten erscheinen zwar 
als eine Belegschaft, doch tatsächlich finden sich unter einem Dach bis zu 20 (Klein-
)Belegschaften. Selbst in den Supermarkt- und Discounterfilialen ist diese Entwicklung in-
zwischen Realität geworden: Neben der kleinen Stammbelegschaft arbeiten Beschäftigte einer 
Reinigungsfirma, eines Backshops und/oder einer Metzgerei, einer Inkassofirma, eines Si-
cherheitsdienstes, von Firmen, die die Inventuren machen, die Regale "pflegen“ usw. 

Als Konkurrenten zu den großen Kaufhäusern und SBW entstanden verstärkt seit den 
1980ern Fachmärkte und Ketten von Kleinfilialen. Erstere vor allem für Elektro, weiße und 
braune Waren (Kühlschränke, Hifi-Geräte), Unterhaltung, Möbel und (Garten-
/)Bauutensilien, die Ketten mit Kleinfilialen insbesondere für Textilien, Schmuck, Bücher, 
Schuhe und Kommunikationsartikel. So unterhält der Metro-Konzern bewusst die Media- und 
Saturn-Fachmärkte in Konkurrenz zu vergleichbaren Abteilungen und Sortimentsteilen in den 
ebenfalls zum Konzern gehörenden Kaufhof, real- und extra-Filialen. Diese preis- und werbe-
aggressiven Fachmärkte vernichten seit Jahren qualifizierte Arbeitsplätze in den vor Ort kon-
kurrierenden Konzerntöchtern sowie im örtlichen, meist mittelständischen Facheinzelhandel. 
Die Großaktionäre des Metro-Konzerns - die Familien Haniel, Schmidt-Ruthenbeck, Otto 
Beisheim - vergüten diese Praktiken der Konzern-Manager fürstlich. Für sie ist es Nebensa-
che, in welchem Profitcenter bzw. welcher Vertriebslinie ihr Profit entsteht. Hauptsache, die 
Höhe stimmt.  

Die Ergebnisse der Konkurrenzen und Konzentrationsprozesse und ihre Auswirkungen auf 
die Vertriebsformen bzw. deren Marktanteile spiegeln sich in der Statistik deutlich wider: 
Von 1996 bis 2008 gingen die Marktanteile der Kauf-/Warenhäuser von 5,2 auf 3,3 Prozent, 
des nicht-filialisierten Fachhandels von 29,8 auf 15,6 Prozent zurück, während die der Disco-
unter von 8,8 auf 14,9 Prozent, der Fachmärkte von 7,4 auf 15,7 Prozent sowie die der SB-
Warenhäuser/Verbrauchermärkte von 10,5 auf 13,2 Prozent stiegen. (Vgl. für die Jahre 1996 
und 2008: HDE Zahlenspiegel; Glaubitz 2010)  

Entsprechend entwickelten sich die Umsätze: die der Edeka-/AVA-Gruppe von 18,8 Mrd. 
Euro in 1994 auf 36,7 Mrd. in 2008, der Rewe AG von 21,3 Mrd. auf 29,6 Mrd., der Lidl & 
Schwarz-Gruppe von 7,4 Mrd. auf 26,5 Mrd., der Aldi-Gruppe (Nord und Süd) von 15,2 Mrd. 
auf 24,5 Mrd., der Drogeriekette Schlecker von 2,4 Mrd. auf 5,1 Mrd. Euro. (Vgl. für das Jahr 
1994: Gewerkschaft HBV; für 2008: Lebensmittelzeitung 2009; Glaubitz 2010) 
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II.2 Zur Geschichte des Struktur-/Formatwandels im EH 
Bis Mitte der 1960er war der Einzelhandel geprägt von großen Kauf-, Waren- und Textilhäu-
sern, ergänzt durch Versandhandel und mittelständischen, lokalen bzw. regionalen Fach- und 
Lebensmitteleinzelhandel sowie Tante-Emma-Läden. 1962 öffneten die Albrecht-Brüder in 
Dortmund ihren ersten Aldi-Markt. Aldi steht für Albrecht Discount und prägte von da an 
eine wachsende Teilbranche des EH. Mit der Umstellung auf Selbstbedienung, ein begrenztes 
Sortiment (anfangs bei Aldi ca. 400, heute ca. 700 Artikel), banale Ausstattung, Kisten und 
Kartons statt Dekoration, niedrige Personalkosten und Niedrigpreise wurde ein bis heute 
wirksamer Preis- und Konkurrenzkampf eröffnet. Aldi (Nord und Süd) machte 2008 ca. 24,5 
Mrd. Euro Umsatz. 1970 waren es gerade mal 0,77 Mrd. Euro. Der Aldi-Erfolg fand bald 
Nachahmer. Die Tengelmann-Gruppe kreierte 1972 Plus, Rewe konterte 1973 mit Penny; die 
Lidl-/Schwarzgruppe expandiert seit 1978 mit den Discountläden Lidl und den Verbraucher-
märkten Handelshof sowie ab 1984 mit den SB-Warenhäusern Kaufland. Zusätzlich beleben 
heute die Discounter Netto (Edekagruppe) sowie Norma die Konkurrenz. 

Zeitgleich mit dem Aufkommen der Discounter entstanden auf der damals noch "grünen 
Wiese" die ersten SB-Warenhäuser. Viele von ihnen hatten eine Verkaufsfläche von ca. 
10.000 qm (Beispiel: Wertkauf/Mann-Gruppe), vergleichbar auch von den Sortimenten her 
mit den Kauf-und Warenhäusern der Innenstädte. Selbst die Kleineren mit 5.000 qm und mehr 
(Beispiel: real) verschärften die Konkurrenz. Die den SB-Warenhäusern vergleichbaren, nur 
in der Verkaufsfläche kleineren Verbrauchermärkte (VM) hatten eine Verkaufsfläche zwi-
schen 1.000 und 5.000 qm. Sie alle warben mit niedrigen Preisen - ermöglicht durch die 
Selbstbedienung der Kunden -, kostenlosen und ausreichenden Parkplätzen, regelmäßigen 
Sonderangeboten. Aus den SB-Warenhäusern entwickelten sich in wenigen Jahren Einkaufs-
zentren. Diese bestanden neben dem Haupt-Einzelhändler aus Betrieben des Kleingewerbes 
(Reinigung, Schuhreparatur, Kiosk, Bank, Apotheke, Cafe/Speisen/Fastfood usw.) und ge-
wannen dadurch zusätzliche Attraktivität. 

Für die Konkurrenzen im EH bedeutsam ist die Höhe der Personalkosten. Die Discounter, 
Verbrauchermärkte und SBW haben deren Anteile am Netto-Umsatz (Gesamtumsatz abzüg-
lich Mehrwertsteuer) auch in den anderen, konkurrierenden Vertriebslinien über die Jahre 
hinweg beeinflusst bzw. gedrückt. 

Infolge dieser Entwicklung gilt in den Rest-Belegschaften nach mehreren Wellen des Per-
sonalabbaus das Motto: Stammkunden beraten die Laufkunden, d.h. die Kunden helfen sich 
gegenseitig. Statt mehr qualifizierter Bedienung und Beratung sowie Service boten die Kauf- 
und Warenhäuser immer weniger davon. Das Personal wurde zum reinen Kostenfaktor, der 
minimiert werden muss. Verkaufspersonal und Kunden werden dadurch vielerorts beim Ein-
kauf zu Gegnern. Die einen wollen Beratung, die anderen stehen unter Zeit- und Arbeits-
druck, weil sie die sogenannten Nebentätigkeiten wie Präsentation der Waren, Überprüfen der 
Preisauszeichnungen, Preisänderungen, Kurzinventuren usw. erledigen müssen. 

II.3 Eine Goldgrube für Eigentümer, Vorstände und Vermieter 
Die fetten Gewinne für Aktionäre und Eigentümer, die Millionengehälter der Vorstände und 
die horrenden Mieteinnahmen der Immobilienbesitzer werden verdeckt durch das (ver-
)öffentlichte Bild vom EH mit den seit Jahren insgesamt stagnierenden Umsätzen, schwin-
dender Kaufkraft/-lust und Insolvenzen. Auch hier zeigt die Konkurrenz ihre Auswirkungen: 
Den Verlusten der Einen stehen die Gewinne der Anderen gegenüber. Generell gilt, dass die 
in der Konkurrenz Obsiegenden enorme Gewinne machen. Dies wird durch die Vermögens-
statistiken unterstrichen. (S. Kap. IV.1) 

Nach Berechnungen von ver.di stiegen die Gewinne der EH-Unternehmen von 2000 bis 
2008 kontinuierlich: von 11,8 Mrd. Euro (vor Steuern) in 2000 auf 20,6 Mrd. Euro in 2008; 
das sind 74,7 Prozent mehr. Die Gewinne nach Steuern stiegen in diesem Zeitraum von 9,8 
Mrd. auf 17,3 Mrd. Euro (76,5 Prozent mehr). 
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Der monatliche Gewinn pro Beschäftigten - unabhängig davon, ob sie/er in Voll- oder 
Teilzeit oder im Minijob arbeitet - stieg von 385 Euro in 2000 kontinuierlich auf 601 Euro in 
2008. Der pro Jahr und pro Beschäftigtem erarbeitete Gewinn stieg somit von 4.620 auf 7.212 
Euro. Eine Berechnung der Gewinne auf Vollzeitbeschäftigte bzw. je bezahlter Arbeitsstunde 
ergäbe angesichts der Struktur der Beschäftigten (s.o.) mehr als eine Verdoppelung der Zah-
len. Nur so können die enormen Vergütungen für Aktionäre und Vorstände sowie die Finan-
zierung der nationalen und globalen Expansionen erklärt werden. Enormen Profit aus den EH-
Immobilien ziehen auch deren Eigentümer und Vermieter. Dieser Teil des Profits geht aller-
dings in die Kostenrechnung ein und hat deshalb keine Auswirkung auf die o.g. Gewinnzah-
len.  

III. Zur Lage der Beschäftigten, Gewerkschaft und Betriebsräte im EH  

III.1 Löhne/Gehälter, Organisationsgrad, Kampfstärke 
Seit Jahrzehnten liegen die Gehälter und Löhne am Ende der in den deutschen Bran-
chen/Industriezweigen gezahlten Verdienste. Trotz aller gewerkschaftlicher Bemühungen hat 
sich an der vorletzten Position in dieser Rangfolge nichts verändert. Der EH mit seinen unter-
schiedlichen Betriebsstrukturen und den inzwischen deregulierten Belegschaften (Vollzeit, 
Teilzeit, Minijob, Aushilfe, Leiharbeit, Praktikanten) macht eine gewerkschaftliche Organi-
sierung schwierig, aber nicht unmöglich. In der Tarifrunde 1978 kam es zu den ersten, ernst-
zunehmenden Warnstreiks im EH. Befristet auf zwei bis drei Stunden demonstrierten insbe-
sondere Belegschaften der Kauf- und Warenhäuser (Kaufhof, Karstadt, Hertie, Horten) für 
bessere Tarife. Es ging um mehr Geld und um sechs Wochen Urlaub. In den Folgejahren stieg 
die Kampfkraft der DGB-Gewerkschaft HBV (Handel, Banken, Versicherungen) durch warn-
streikbereite Belegschaften in den SB-Warenhäusern und dem Versandhandel. Ab Mitte der 
1980er beteiligten sich auch Beschäftigte der Lebensmittelfilialbetriebe in den Filialen und 
Zentrallägern. Der Strukturwandel im EH hatte enormen Einfluss auf die entstandene Kampf-
kraft. Dies traf vor allem die Kauf- und Warenhäuser (s.o.). Die Schließung zahlreicher Häu-
ser, die Ausgliederungen und die rechtliche Verselbständigung von Abteilungen - insbesonde-
re der Restaurants und Lebensmittelabteilungen mit ihren hochgradig organisierten und moti-
vierten Beschäftigten - sowie der permanente Personalabbau schwächen bis heute die Kampf-
kraft von ver.di im EH. Neben den strukturellen Veränderungen haben die EH-
Gewerkschaften HBV und DAG - heute vereint in ver.di - dazu selbst einen nicht unerhebli-
chen Beitrag "geleistet". Die relative Schwäche - nur ca. zehn Prozent durchschnittlicher Or-
ganisationsgrad in der Branche, nur wenige mit über 50 Prozent organisierte Belegschaften - 
wurde "hausgemacht" verstärkt. Von den gewerkschaftlichen Spitzen gab es, mit wenigen 
Ausnahmen, keine ernsthafte Bereitschaft, die durch die verschiedenen Formen des Struktur- 
und betrieblichen Formatwandels entstandenen Probleme theoretisch/analytisch und vor allem 
praktisch anzugehen sowie Lösungsansätze gemeinsam zu suchen und aufzuarbeiten.  

Zwar ließ diese Schwäche manchenorts quasi auch notgedrungen vielfältige Aktionsformen 
zusätzlich zu den Warnstreiks, den inzwischen hie und da möglichen Tagesstreiks und auch 
unbefristeten Streiks entstehen. Gemeinsame Aktionen mit KundInnen bis hin zum befristeten 
Boykott, Flashmobs, Druck- und Imagekampagnen, Zusammenarbeit mit Gruppen aus den 
sozialen Bewegungen, Teilen der Parteien und Kirchen verstärkten die ab Mitte der 1990er 
wieder schwächer werdende Kampfkraft.  

Ihren Niederschlag findet diese wachsende Schwäche vor allem in den Tarifabschlüssen zu 
Gehalt und Lohn. Seit 2003 kommt es durch die Struktur der Tarifverbesserungen - viele Mo-
nate ohne Tariferhöhungen, also sog. Nullmonate, Einmalzahlungen ohne  Prozent-
Erhöhungen - zu deutlichen Reallohnverlusten. Auch dadurch haben sich große Teile des EH 
zu einem Niedriglohnsektor entwickelt. "Der Niedriglohnanteil unter den Vollbeschäftigten 
liegt im EH inzwischen bei 33 Prozent. Der Anteil der Minijobber in der Branche beträgt 30 
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Prozent." (Kalkowski, S. 4) Niedrige Renten und Altersarmut sind nach niedrigen Einkommen 
im Erwerbsleben somit die Perspektive für viele Beschäftigte, insbesondere für die Alleiner-
ziehenden und Teilzeitbeschäftigten. Die Aufforderung, sich privat fürs Alter abzusichern, ist 
angesichts der niedrigen Gehälter nicht mehr als Hohn. Arm trotz Arbeit gilt schon während 
der Erwerbsarbeit.  

Der Rückgang der Reallöhne/-gehälter war im EH noch höher als in der Gesamtwirtschaft. 
Von 2000 bis 2010 stieg das nominale Tarifniveau im EH um  15,5 Prozent, in der deutschen 
Wirtschaft insgesamt um 18,8 Prozent, in der Metallindustrie um 23 Prozent. (Vgl. WSI/Hans 
Böckler Stiftung: www.tarifvertrag.de) 

Die hohen Gewinne der EH-Unternehmen sind auch dadurch erklärbar, dass ver.di und die 
beiden Arbeitgeberverbände im EH – HDE (Handelsverband Deutschland, vormals Haupt-
verband des Deutschen Einzelhandels) und BAG (Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und 
Großbetriebe des Einzelhandels2) – die Tarifabschlüsse am stagnierenden Umsatz und den 
"lahmen Enten" orientiert haben. So konnten die in der Konkurrenz profitierenden Unterneh-
men und Konzerne, wie z.B. H&M, IKEA, Rewe, Edeka, Lidl, Kaufland, Aldi, C&A, Medi-
aMarkt/Saturn, quasi Extraprofite erzielen, zum Wohle der Eigentümer und Vorstände. 

Selbst von den bescheidenen Tarifabschlüssen hatten viele EH-Beschäftigte nichts. Tarif-
vertragsfreie Zonen entstanden mit Hilfe der Tarifvertragspartei der Arbeitgeber. Bekannte 
Unternehmen sind entweder nach "Tarifflucht" nicht (mehr) Mitglied in einem Arbeitgeber-
verband oder "Mitglied ohne Tarifbindung". Auch renommierte Unternehmen waren nie Mit-
glied in einem Arbeitgeberverband. Hier eine unvollständige Liste der Beispiele: C&A, P&C, 
dm, Drogerie Müller, Woolworth, Douglas, Globus, Hornbach, Bauhaus, Hagebaumärkte, 
KiK, Aldi, Netto, Norma, Rossmann, Wöhrl, Tchibo, Toom-Baumarkt. Einige der genannten 
Unternehmen wenden die EH-Tarifverträge an, wenn’s ihnen passt. Zu ihnen gehört nach 
öffentlichem Druck seit dem 1. Oktober 2010 auch die Biomarkt-Kette Alnatura. 

Einen Anlass zur Hoffnung bieten in dieser Negativ-Entwickung die Schlecker-
Filialbelegschaften. Seit der Schlecker-Kampagne der Gewerkschaft HBV in 1994/95 organi-
sierten sich inzwischen über 11.000 Schlecker-Beschäftigte gewerkschaftlich. Mit deren Mut 
und Zähigkeit konnte ver.di Schlecker mit Tarifaktionen und Streiks im Jahr 2000 in die Ta-
rifbindung zwingen. 

Aber auch in tarifgebundenen Betrieben fallen durch Out- und Insourcing (s.o.), Fremdfir-
men, LeiharbeiterInnen, PraktikantInnen usw. 30-40 Prozent der im Betrieb Arbeitenden nicht 
mehr unter die Tarifverträge des EH. Gewerkschaftliche Konzepte, Ideen oder Erprobungen 
gegen diese Entwicklungen sind nicht zu vernehmen. Die gewerkschaftliche Kraft im Handel 
bleibt auf der Rutsche, insbesondere nachdem mit dem Niedergang der Kauf- und Warenhäu-
ser die seit den 1970ern entstandenen gewerkschaftlichen Hochburgen verschwunden sind 
bzw. die verbliebenen deutlich geschwächt wurden. 

III.2 Arbeitszeiten 
Die Belegschaften der Innenstadt-Häuser gehörten, zusammen mit denen der SB-
Warenhäuser, zu jenen, die das Ladenschlussgesetz entschieden und öffentlich verteidigten. 
2006 gab ver.di den über 100-jährigen Kampf um ein Ladenschlussgesetz verloren. Dieser 
Kampf war immer ein Kampf um das tägliche Arbeitszeitende, um die Lage der Arbeitszeit, 
für einen freien Samstagnachmittag, gegen Nacht-, Sonntags- und Feiertags- sowie gegen 
Ausweitung der Schichtarbeit im EH. Das Ende der Arbeitszeit bedeutete für die Beschäftig-
ten, davon über 70 Prozent Frauen, ob und wie sie am familiären und gesellschaftlichen Le-
ben teilnehmen konnten, ob der öffentliche Personennahverkehr sie in akzeptabler Zeit nach 
Hause bringt. Ihre Befürchtung, dass eine Ausweitung der Arbeitszeiten trotz aller Prognosen 
und Versprechungen der Unternehmen und PolitikerInnen keine zusätzlichen Einstellungen 
                                                 
2 Dieser Verband hat seine Tätigkeit mittlerweile eingestellt, die Interessen seiner Mitglieder sollen lt. Aussagen 
des Verbandes vom HDE mitvertreten werden. 
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mit sich bringe und nur eine weitere Intensivierung der Arbeit bedeute, wurde inzwischen 
Realität. Aber nicht nur der Schutzcharakter des Ladenschlussgesetzes für die Beschäftigten 
fiel weg. Auch der Schutz für die kleineren und personalintensiven Geschäfte war vorbei. 
Diese Ausweitung der Konkurrenzzeiten war der befürchtete Anstoß zur Verschärfung und 
Beschleunigung der Konkurrenzen (s. II.1). Auch die Vorstellungen von Kommunalpolitikern 
aller Parteien, längere Ladenöffnungszeiten würden zu einer Belebung der Innenstädte führen, 
blieben Illusion. Derzeit kämpfen noch einige Belegschaften und örtliche ver.di-Gliederungen 
mit Hilfe der Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates sowie vor allem die christlichen Kir-
chen vor Gericht gegen verkaufsoffene Sonntage. Sie befinden sich in einer langjährigen Tra-
dition. 1891 kam es in Deutschland zum ersten Ladenschlussgesetz. Hier ging es um eine Ein-
schränkung der Arbeit an Sonn- und Feiertagen. Der Ladenschluss an Werktagen wird erst-
mals 1900 in der Gewerbeordnung gesetzlich geregelt. In Gesetzen und Verordnungen wird 
nach 1948 ein früherer Ladenschluss für die Samstage verbindlich. 1956 wird per Bundesge-
setz die Ladenöffnung montags bis freitags von 7 Uhr bis 18.30 Uhr, samstags bis 14 Uhr 
eingeschränkt. Am ersten Samstag im Monat konnte bis 18 Uhr geöffnet werden. Ausnahmen 
gab es vor Weihnachten. Das Gesetz galt als Kompromiss zwischen Händlern, Beschäftigten, 
Kunden und Kirchen.  

Mitte der 1970er nahmen die Versuche der Großunternehmen im Bunde mit der FDP zu, 
den Ladenschluss zu lockern. Initiativen der CDU/FDP-Regierung für eine längere Öffnung 
an Werktagen führten 1989 zu den bis dahin größten Arbeitskampfmaßnahmen im deutschen 
EH. HBV und DAG versuchten, per Tarifvertrag eine gesetzliche Neuregelung zu konterka-
rieren. Per Gesetz wurde im Herbst 1989 der sogenannte Dienstleistungsabend mit Öffnung 
am Donnerstag bis 20.30 Uhr ermöglicht. In den Manteltarifverträgen wurde ein „Spätöff-
nungszuschlag“ von 20 Prozent für Arbeiten im Verkauf nach 18.30 vereinbart. Weitere Sta-
tionen der Änderung: 1996 wurden von Schwarz-Gelb Öffnungszeiten montags bis freitags 
bis 20 Uhr erlaubt. Rot-Grün unter Schröder/Fischer erweiterten gegen heftigen gewerkschaft-
lichen Widerstand 2003 die Öffnung an Samstagen bis 20 Uhr. Die jeweiligen gesetzlichen 
Neuregelungen führten zu Arbeitskämpfen und anschließend zu Vereinbarungen im Mantelta-
rifvertrag, wodurch die spätere Arbeit durch Zeitzuschläge "sozial" abgefedert wurde. Am 28. 
August 2006 stimmte dann entgegen aller früheren Zu- und Aussagen die SPD mit ihrem Ja 
zur sogenannten Föderalismusreform für die komplette Abschaffung des Ladenschlussgeset-
zes. Nun sollten die Bundesländer einzeln Regelungen treffen. Nicht nur Ironie der Geschich-
te ist wohl, dass mit Mecklenburg-Vorpommern und Berlin zwei Rot-Rot-regierte Länder als 
erste den Verkauf werktags rund um die Uhr und großzügig auch Sonntagsöffnungen möglich 
machten. Allzu großzügig, wie inzwischen Gerichte Klagen der Kirchen gegen die Sonntags-
arbeit im EH beschieden! Die Gewerkschaft ver.di nahm dabei den Part eines Zuschauers und 
Unterstützers der Kirchen ein. 

III.3 Verstöße gegen Tarifverträge 
Selbst verbindliche Tarifverträge in tarifgebundenen Unternehmen, vor allem des Lebensmit-
teleinzelhandels (LEH), kommen den Beschäftigten in Teilen nicht zu Gute. Insbesondere in 
den kleineren (Discounter-)Filialen wird die geleistete Arbeitszeit oft nicht korrekt erfasst. 
Während Beschäftigte und Kunden wegen Inventurdifferenzen und Diebstahlverdacht mit 
neuesten Techniken (Video, EDV, Warenwirtschaftssystem) überwacht werden, verzichten 
selbst renommierte Großunternehmen auf die korrekte Erfassung der Arbeitszeiten. Während 
der ganze Laden seit über 20 Jahren auf EDV basiert, werden die Arbeitszeiten i.d.R. manuell 
erfasst, oft wird nur die Anwesenheit "angekreuzt". Durch diese Praxis wird nur die in der 
Filialplanung vorgesehene Arbeitszeit dokumentiert. Tatsächlich wird von vielen Filial- und 
Bezirksleitungen erwartet, dass die Beschäftigten (im LEH zu 90 Prozent Frauen) schon vor 
der vereinbarten Zeit kommen und die Filiale "verkaufsbereit" machen, d.h. Regale einräu-
men, Frischware präsentieren u.ä. Dadurch entstehen oft täglich pro Beschäftigten 30-90 Mi-
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nuten nicht erfasste und nicht bezahlte Arbeitszeit. Offen wird überall von diesen "grauen" 
bzw. "schwarzen" Überstunden gesprochen. Bei (zig-)Tausend Beschäftigten entstanden so 
über die Jahre jährlich Millionen Euro eingesparte Personalkosten, die die Gewinne und die 
Expansionen finanzierten. Rechtlich betrachtet handelt es sich um Betrug bzw. ungerechtfer-
tigte Bereicherung. Nach 25 Jahren Erfahrung als Gewerkschaftssekretär in dieser Branche ist 
dem Verfasser kein Staatsanwalt bekannt geworden, der hier trotz zahlreicher Presseveröf-
fentlichungen tätig geworden wäre. Änderungen waren nur hie und da, nicht flächendeckend 
durch aktive Betriebsräte zu erreichen, die manchmal über Jahre hinweg Lösungen für dieses 
Problem suchten. Selten, wenn überhaupt, mit Unterstützung der verantwortlichen Manager, 
die sich ihrer strafbaren Handlungen durchaus bewusst waren und entsprechend mit dem Ar-
gument "wenn die Konkurrenz sich auch daran halten würde..." "ihre" Betriebsräte bearbeite-
ten. 

Seit der Aufhebung des Ladenschlussgesetzes werden im LEH im Verkauf bzw. an der 
Kasse nach 20 Uhr sogenannte Aushilfen (oft SchülerInnen und StudentInnen) beschäftigt. 
Mit Duldung von Betriebsräten erhalten diese auch in renommierten Unternehmen nicht den 
tariflichen Stundenlohn, sondern deutlich weniger, z.B. fünf Euro. Teil dieses Tarifvertrags-
bruchs ist die zusätzliche Verweigerung der Spätöffnungs- und Nachtarbeitszuschläge, der 
Lohnfortzahlung bei Krankheit, der tariflichen Urlaubstage u.ä. 

Selten kann ein Fall von bewusstem und gewerkschaftlicherseits gebilligtem Verstoß gegen 
die Tarifverträge wie der Folgende belegt werden. Im Mai 1998 übernimmt Edeka Baden-
Württemberg von der AVA 43 Märkte (Nanz, Preisfux, Allfrisch) mit ca. 640 Beschäftigten 
und gibt sie an Edeka Südwest in Heddesheim bei Mannheim weiter. Diese gliedert sie über-
wiegend zu ihren Neukauf-Filialen ein. Zum Schutze der in der Gewerkschaft HBV Mann-
heim/Heidelberg hochgradig organisierten Belegschaft und von deren aktivem Betriebsrat 
stellt HBV Tarifforderungen zur Sicherung der Arbeits- und Ausbildungsplätze sowie für den 
Erhalt des Nanz-Betriebsrates. Nach anfangs aussichtsreichen, letztendlich jedoch ergebnislo-
sen Gesprächen beginnt HBV vier Wochen später, am 16. Juli 1998, mit einem Arbeitskampf, 
zunächst mit einem Boykottaufruf an die Kunden. Danach ruft HBV zu Warnstreiks und kurz 
danach zum unbefristeten Streik auf, der dann sieben Wochen erbittert geführt wird. Im Rah-
men eines Verfahrens vor dem Arbeitsgericht Mannheim legt Edeka/Neukauf ein beachtens-
wertes Schreiben der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft (DAG), vertreten durch den Be-
zirksleiter M.R., vom 3. Juli 1998 mit folgendem Passus vor: "... Wir würden als im Betrieb 
vertretene Gewerkschaft dann auch darüber nachzudenken haben, ob unsere bisherige, koope-
rative Verhandlungsbereitschaft Ihrerseits noch akzeptiert wird oder ob wir nicht ebenfalls 
andere Strategien entwickeln müssen. Als DAG haben wir hier ja verschiedene Möglichkeiten 
z.B. die Bestimmungen des allgemein gültigen Tarifvertrages einzufordern. Wir bieten Ihnen 
nochmals lösungsorientierte Verhandlungen an. Die Situation, dass bei den Gesprächen mit 
HBV und DAG unterschiedliche Verhandlungspartner am Tisch sitzen, kann unsererseits al-
lerdings nicht weiter akzeptiert werden. Mit freundlichen Grüßen,  M.R. – Bezirksleiter“ 

Hier ist die DAG in Tateinheit mit dem bei ihr überwiegend organisierten Neukauf-BR 
nicht nur der HBV und den Streikenden in den Rücken gefallen, sondern sie hat für den Preis 
des weiteren Akzeptierens der Tarifvertragsbrüche einen Alleinvertretungsanspruch im Be-
trieb eingefordert. Edeka/Neukauf gab dieser Pression nach. Ob das ausschlaggebend war für 
den schließlich ergebnislosen Verlauf der Gespräche zwischen Edeka und HBV oder ob viel-
leicht die Kosten eines längeren Streiks für das Unternehmen günstiger waren als die Gewäh-
rung der tarifvertraglichen Leistungen an die Beschäftigten? 

III.4 Minilöhne und Lohndumping im EH 
"Textildiscounter KiK gewährt Mindestlohn", so die FTD am 24. August 2010. Ab Oktober 
soll es mindestens 7,50 Euro in der Stunde geben, was für über 3.000 geringfügig Beschäftig-
te zu deutlichen Lohnerhöhungen führt. Dieser "Großzügigkeit" liegen allerdings Gerichtsur-
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teile zugrunde. Mit Unterstützung von ver.di Mülheim/Oberhausen hatten Verkäuferinnen 
gegen sittenwidrige Stundenlöhne von 5,20 Euro und darunter geklagt und dann im März 
2009 endgültig vor dem LAG Hamm gewonnen. KiK hatte nicht nur mies bezahlt, sondern 
auch von unbezahlter Mehrarbeit profitiert und finanziell verschuldete Beschäftigte nach 
Auskünften von Creditreform gekündigt. Schamlos lässt KiK national und global Arbeitneh-
merInnen ohne existenzsichernde Löhne für den Profit der Eigentümer schuften. NGOs und 
Gewerkschaften in Bangladesch berichteten über ausbeuterische Arbeitsverhältnisse in den 
Textilfabriken. In dieses Bild passt die Kündigung von Emmely, Kassiererin bei Kaiser`s 
Tengelmann. KiK ist nicht irgendwer. In hierzulande 2.480 Filialen erarbeiteten ca. 15.000 
Beschäftigte 1,63 Mrd. Euro Umsatz in 2009. Zu über 50 Prozent gehört das Unternehmen zur 
Tengelmann-Gruppe, und deren Eigentümer-Familie Haub zählt mit ca. 5 Mrd. Euro zu den 
Reichsten in Deutschland. 

"Alnatura zahlt ab Oktober Tariflohn" (taz, 31. Juli 2010). Ende März 2010 hatte die taz 
über die untertarifliche Bezahlung durch die Biomarktkette Alnatura berichtet und damit zahl-
reiche weitere Schlagzeilen ausgelöst. Dies führte auch unter bewussten und kritischen Kun-
den von Biomärkten zu heftigen Diskussionen und Reaktionen. Eine solche Negativwerbung 
kann zu einem lang anhaltenden Imageschaden führen, wie das Beispiel Schlecker zeigt. Seit-
dem 1994/95 der ungesetzliche und frauenfeindliche Umgang des Unternehmens mit dem 
Personal bekannt wurde, spürt Schlecker die Wirkungen auf den Umsatz – bis heute. Alnatura 
reagierte relativ schnell. Tarifentgelte werden nun bezahlt. Dies führte teilweise zu zweistelli-
gen, prozentualen Erhöhungen, teilweise wurden fällige Gehaltserhöhungen jedoch durch eine 
Verkürzung der individuellen Arbeitszeiten umgangen. Allerdings weigert sich Alnatura noch 
immer, dem Arbeitgeberverband und damit dem Flächentarifvertrag beizutreten oder mit 
ver.di eine Tarifbindung einzugehen. 

Ikea wählte einen anderen Weg zur Profitsteigerung. Durch die rechtliche Konstruktion der 
Ikea-Gesellschaften, konkret durch die Niederlassung der für Deutschland zuständigen Mut-
tergesellschaft in Holland, betreibe Ikea "organisierte Steuerflucht" aus Deutschland, berichte-
te die Süddeutsche Zeitung (12. August 2010) über Vorwürfe von ver.di. Zusätzlich profitiere 
Ikea von einem hohen Anteil von LeiharbeiterInnen an der Belegschaft; in manchen Filialen 
bis zu 30 Prozent, an den Kassen seien es bis zu 50 Prozent. Ikea ließ im Geschäftsjahr 9/2008 
bis 8/2009 in 260 Möbelhäusern, davon 204 in Europa, von ca. 160.000 Beschäftigten einen 
Umsatz von 21,4 Mrd. Euro erarbeiten. 23,1 Mrd. beträgt der Umsatz 2009/2010 (ein Plus 
von 7,7 Prozent). Der Netto-Gewinn lag 2008/2009 bei 2,5 Mrd. Euro (ein Plus von 11,3 Pro-
zent). Zum oft skandalösen Verhalten gegenüber Mensch und Natur bei der Produktion der 
von Ikea vertriebenen Waren mehr unter Kap. IV.  
KiK, Alnatura, Schlecker und Ikea sind keine Einzelfälle. Minilöhne, Lohndumping, unterta-
rifliche Bezahlung gehören in vielen Betrieben dazu wie die Kassen und Personalknappheit. 
Unrechtmäßig niedrige Löhne und Gehälter fehlen nicht nur im Geldbeutel der Beschäftigten, 
bei Arbeitslosigkeit, längerer Krankheit und späterer Rente. Die Steuereinnahmen des Staates 
und die Einnahmen der Sozialversicherungsträger sind ebenfalls betroffen. Wo bleiben auch 
angesichts leerer öffentlicher Kassen und des damit begründeten Sozialabbaus die Aktivitäten 
von Staatsanwälten, Finanzämtern, Trägern der Sozialversicherungen? 

III.5 Verhältnis Unternehmen, BR/GBR und Gewerkschaften 
Die Beziehungen zwischen den Unternehmen, den Betriebs- und Gesamtbetriebsräten sowie 
den Gewerkschaften sind vielfältig. Vorherrschend ist eine in vielfältigen Varianten prakti-
zierte Sozialpartnerschaft, flankiert von eher willfährigen Betriebsräten einerseits und ge-
werkschaftlich bewussten und aktiven KollegInnen andererseits. Dies führt in der Gewerk-
schaft nicht selten zu heftigen Auseinandersetzungen, vor allem wenn es um die Bereitschaft 
zu Tarifaktionen oder gar zum Arbeitskampf oder zum (vor-)schnellen Tarifabschluss geht. 
Dieses unterschiedliche Verhalten von Betriebsräten ist sicherlich auch einer der Gründe für 
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die schwächer gewordene Kampfkraft von ver.di im EH. Nicht genutzte Rechte aus dem Be-
triebsverfassungsgesetz - wie etwa der Anspruch auf vier Betriebsversammlungen im Jahr 
oder das akzeptierte Unterlaufen der Tarifverträge, um nur zwei Beispiele zu nennen - bringen 
in der Konkurrenz eindeutige Kostenvorteile. Dies wird den aktiven Betriebsräten von ihren 
Chefs regelmäßig vorgehalten und bleibt nicht ohne Wirkung, in einigen Fällen dauerhaft. 
Eine beobachtbare Spirale nach unten. 

III.6 Kontrolle, Überwachung und Bespitzelung 
Nicht nur bei Verdacht auf Diebstahl, Unterschlagung oder sonstige finanzielle Unregelmä-
ßigkeiten erfolgt eine rigorose Überwachung und Kontrolle der verdächtig erscheinenden Per-
sonen. Videoaufzeichnungen, die Auswertung von elektronisch gespeicherten Daten, der Ein-
satz von Revision und Detektiven, verhörähnliche Gespräche - oft ohne Betriebsrat - mit einer 
verdächtigten Person, der zwei bis drei Arbeitgebervertreter in einem kleinen Raum in der 
Filiale gegenübersitzen, Drohungen mit Hausdurchsuchung, Strafanzeige, der Presse und der 
Nachbarschaft, Versprechungen und Lockungen wie "wenn Sie jetzt ein Schuldanerkenntnis 
unterschreiben, bleibt alles unter uns" sind keine Erfindungen, sondern Erfahrungen. Im 
Raum Mannheim/Heidelberg war es jahrelang Praxis, Verdächtigte, die ihre Schuld zugaben, 
sofort zum Notar zu bringen, um ihr Schuldanerkenntnis beurkunden zu lassen. Dabei ging es 
teilweise um fünfstellige Schadenssummen, die unmöglich von einer untergeordneten Person 
verursacht werden konnten. Gewerkschaftssekretären gelang es ab und zu, in Verhandlungen 
mit dem beteiligten Personalchef die Höhe dieser Schuld zu verringern. 

Trotz gewerkschaftlicher Aktivitäten konnte nicht verhindert werden, dass die Verdächtig-
ten zu einem Notar im an Baden-Württemberg angrenzenden Hessen gebracht wurden. Die 
Erklärung könnte darin liegen, dass einige hessische Notare auf Grund anderer rechtlicher 
Grundlagen als preiswerter und "gefälliger" galten und die "Aufklärung der Beschuldigten" 
wohl eher zurückhaltend vornahmen. 

Betriebsräte, die ihr Amt ernstnahmen, mussten oft jahrelang gegen diese Praxis kämpfen. 
Allerdings zeigte sich, dass sie durch Hartnäckigkeit ihre Teilnahme an den o.g. Gesprächen 
durchsetzen und diese akzeptabel gestalten konnten. Ähnlich hartnäckig mussten sie ihre ge-
setzlich vorgesehene Beteiligung vor der Installation von Kameras u.ä. erkämpfen. Nicht sel-
ten wurden solche aktiven Betriebsräte selbst überwacht. 

Angesichts dieser unternehmerischen Energie und Phantasie sowie des Einsatzes von 
Mensch und Kapital bei Verdacht auf finanzielle Unregelmäßigkeiten lässt der Verzicht auf 
Erfassung und Abgeltung/Bezahlung aller geleisteten Arbeitsstunden hierzulande (s. III.3) 
sowie auf die Kontrollen gegen ausbeuterische Arbeitsbedingungen bis hin zu Kinderarbeit in 
den Produktionsstätten Asiens, Lateinamerikas und Afrikas dort (s. IV.3) viele Interpretatio-
nen und Vermutungen zu. Skrupellose Profitgier gehört dazu.  

Wie systematisch und z.T. menschenfeindlich Überwachungspraktiken waren, konnte die 
Gewerkschaft HBV 1994/95 in ihrer Kampagne gegen Schlecker an Hand von internen Schle-
cker-Unterlagen aufzeigen. Sogenannte Vertrauenskunden führten Hektik an der Kasse herbei 
und dann Kassiererinnen mit Pfennigbeträgen in Versuchung. Beispiel: Sie verzichteten auf 
die Mitnahme eines einzigen Pfennigs. Nach Kassenschluss wurde dann kontrolliert, ob dieser 
Pfennig überschüssig und in der Kassenabrechnung erfasst war. So wurden Abmahnungen 
und Kündigungen vorbereitet. Nicht nur bei Schlecker, aber da ziemlich in allen Filialen, 
wurde eine doppelte Wand eingezogen. In dem Zwischenraum hielten sich dann Führungs-
kräfte, Revisoren u.ä. auf und beobachteten stundenlang Kunden und Beschäftigte. (Näheres 
dazu von Anton Kobel im express 4/2008, nachgedruckt in Ränkeschmiede Nr. 19, März 
2010: "Der Spion, der aus der Wand kam") 

Eine vergleichbar exzessive Überwachung der Beschäftigten und Kunden deckte der Stern 
im März 2008 mit Unterstützung von ver.di bei Lidl auf. Während der Jahre 2006 und 2007 
ließ Lidl die Verhaltensweisen der Beschäftigten mit Miniaturkameras bei der Arbeit proto-
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kollieren. Offiziell sollte dies dem Schutz vor Ladendieben dienen. (Näheres dazu im Inter-
view mit dem ver.di-Handelssekretär Achim Neumann "ALDIL - von vorne und hinten pfui" 
im express 4/2008 sowie nachgedruckt in Ränkeschmiede Nr.19) Lidl versuchte sich bei Kun-
den und Beschäftigten mit dem Hinweis zu entschuldigen, eine solche Überwachungspraxis 
gehöre nicht zu den eigenen Unternehmensgrundsätzen. Ein Lidl-Geschäftsführer erklärte, 
"dass offensichtlich übereifrige Detektive uns mit Informationen versorgt haben, die wir so 
nicht wollten". Neben Strafanzeigen bleibt da die Frage: Welche Infos hätten Sie denn gern 
wie über uns? 

Bemerkenswert waren einige Folgen dieses Lidl-Skandals. Der oberste Konzernboss Geh-
rig gelobte Besserung. Die Lidl-Führung wies in ganzseitigen Anzeigen auf Ladendiebstähle 
und Inventurverluste hin, verpflichtete den ehemaligen Bundesdatenschutzbeauftragten Jacob, 
um mit ihm ein neues Konzept für die Videoüberwachung zu erarbeiten und nahm zustim-
mend die Äußerungen des aktuellen Bundesdatenschutzbeauftragten Schaar wahr, wonach die 
Überwachung von Beschäftigten bei Lidl, Edeka und Plus keine Einzelfälle sind. Wenn sol-
che Verstöße gegen Grundrechte und Gesetze branchenüblich sind, müsste eigentlich die 
Bundesanwaltschaft eingreifen. Oder sollen Beschäftigte, Betriebsräte und Gewerkschaften 
allein für die Überwachung der Arbeitgeber zwecks Einhaltung von Gesetzen zuständig sein? 

Die EH-Unternehmen und ihre Verbände berichten regelmäßig über Ladendiebstähle und 
Inventurdifferenzen und begründen damit Überwachung und Kontrolle. So sollen 2009 die 
Inventurdifferenzen im EH 3,9 Mrd. Euro betragen haben. Davon sollen 20,4 Prozent (800 
Mio. Euro) von Beschäftigten und 52,7 Prozent (2 Mrd. Euro) von Kunden durch Diebstähle 
verursacht worden sein. Die betriebliche Organisation sei für 18,7 Prozent (730 Mio. Euro) 
und die Lieferanten und Servicekräfte für 8,2 Prozent (320 Mio. Euro) verantwortlich gewe-
sen. Kein Mensch kann diese Zahlen ernsthaft auf ihre Stimmigkeit überprüfen, nicht mal auf 
ihre Plausibilität - und schon gar nicht die einzelnen Anteile der Verursacher. Ihre regelmäßi-
ge Erwähnung in der Öffentlichkeit soll wohl in der Gesellschaft Verständnis für die drasti-
schen Überwachungsmethoden und die Sanktionsmaßnahmen - in der Regel Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses - schaffen. (Die Zahlen stammen lt. FTD vom 24. Juni 2010 vom Han-
delsforschungsinstitut EHI Retail Institute in Köln.) 

IV. Skandale, Unglaubliches, Unverschämtes 

IV.1 
Arm und Reich gehören zum EH wie Mini-Löhne und Maxi-Vermögen! Auf den ersten vier 
Plätzen der Liste der reichsten Deutschen stehen nur Familien und Personen, die ihr Vermö-
gen im EH angehäuft haben: 

1. Fam. Karl Albrecht: 17,4 Mrd. Euro (Aldi Süd) 
2. Fam. Theodor Albrecht: 16,8 Mrd. Euro (Aldi Nord) 
3. Dieter Schwarz:  10,0 Mrd. Euro (Lidl, Kaufland) 
4. Familie Otto:    8,2 Mrd. Euro (Otto-Versand u.a.) 
(SZ, 6. August 2010) 

 
Auf hinteren Rängen logieren mit Stand 2008:  

 Fam. Haniel (im EH bei Metro-Konzern engagiert, u.a. auch im Großhandel ): 14 
Mrd.,  

 Günter und Daniela Herz (Tchibo): 6 Mrd.,  
 Karl-Heinz Kipp (Massa-Märkte): 5 Mrd.,  
 Otto Beisheim (Metro-Konzern): 4,85 Mrd.,  
 Familie Haub (Tengelmann-Gruppe, Kaisers, KiK, TEDI, OBI): 4,25 Mrd.,  
 Fam. Schmidt-Ruthenbeck (Metro-Konzern): 3,35 Mrd.,  
 Heinz Baus (Bauhaus): 3,1 Mrd.,  
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 Thomas Bruck (Globus): 1,95 Mrd.,  
 Heinz-Horst Deichmann (u.a. Schuhe): 1,65 Mrd.,  
 Fam. Schlecker: 1,6 Mrd.  

(vgl. ver.di Handel, Nr. 4, Nov. 2008 und FTD, 6. August 2010) 
 
Die niederländische Familie Brenninkmeyer lässt ihr im Laufe der Jahre auf 26 Mrd. Euro 
gewachsenes Vermögen vor allem in den über 400 deutschen C&A-Häusern vermehren. Der 
Gesamtumsatz von über 5,65 Mrd. Euro wurde von ca. 34.000 Beschäftigten in über 1.200 
Filialen in 16 europäischen Ländern gemacht. (Die Zahlen zu C&A stammen von Ende 2007.) 
Der IKEA-Eigentümer Ingvar Kamprad soll über ein Vermögen von 42 Mrd. Euro verfügen. 

IV.2  
Eigentlich gibt es kaum einen größeren Skandal im Wirtschaftsleben, an dem nicht auch Ma-
nager und/oder Eigentümer von EH-Unternehmen beteiligt waren. Die 2008 aufgedeckten 
Datenschutzskandale bei Lidl, Edeka und Plus reihen sich ein in die Schlecker-Skandale, die 
seit Ende 1994 immer wieder die Beschäftigten, Kunden und Öffentlichkeit aufrütteln. So 
gelangten im August 2010 die Datensätze von 150.000 Schlecker-Online-Kunden und 7,12 
Millionen E-Mail-Adressen von Empfängern des Schlecker-Newsletters ins Internet. Ihre 
Fortsetzung finden die Datenaffairen aktuell mit dem im September 2010 aufgedeckten Miss-
brauch von Kundendaten. Offensichtlich wurden mit den beim Einkauf gewonnenen Daten 
von den mit der Abwicklung der EC-Zahlungen beauftragten Firmen riesige Datenbänke er-
stellt. Durch ihre Nutzung werden u.a. Risikoprofile der Kunden erstellt. Diese werden bran-
chenweit von den EH-Unternehmen über ihr Kassensystem genutzt. Dass gesetzlich die Nut-
zung und Verarbeitung personenbezogener Daten grundsätzlich verboten ist, war wohl für die 
beteiligten Unternehmen kein ernstzunehmender Hinderungsgrund. Interessant wird sein, mit 
welcher Konsequenz staatliche Stellen diese Gesetzesverstöße verfolgen. Der durch Lidl und 
die Telekom 2008 bekannt gewordene Datenskandal incl. der Videoüberwachung der Beschäf-
tigten führte im August 2010 nach über zwei Jahren zu einem Gesetzentwurf über mehr Da-
tenschutz für ArbeitnehmerInnen. 

IV.3  
Regelmäßig werden seit Jahren von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) Missstände und 
ausbeuterische Verhältnisse in den Wertschöpfungsketten, d.h. vor allem in den Produktions-
stätten der hier im EH angebotenen Waren aufgedeckt. Auch hier sind viele renommierte Un-
ternehmen beteiligt. Große Teile ihrer Sortimente, insbesondere bei Textilien, Holz, Kommu-
nikationsmittel, Drogerie- und Haushaltswaren werden in (Vorder-)Asien, Osteuropa und La-
teinamerika produziert. Sie gelangen, sei es direkt von den Herstellern oder über die Einkäu-
fer hiesiger Firmen, über dortige Messen, Zwischen- und Großhändler bzw. Einkaufsgenos-
senschaften deutscher EH-Unternehmen in die hiesigen Läden und Kataloge. Auch auf ver-
schlungenen und offensichtlich kriminellen Wegen, wie es der ehemalige IKEA-
Spitzenmanager Stenebo beschreibt. (Vgl. Stenebo 2010, S. 240ff.) Existenzsichernde Löhne, 
Rechte der Beschäftigten, z.B auf körperliche Unversehrtheit, Familienleben, gewerkschaftli-
che und politische Organisierung, werden von den NGOs seit Jahren immer wieder eingefor-
dert. Dazu genügt ein Blick auf deren Homepages.3  

                                                 
3 Weitere Infos und Berichte zu menschenfeindlichen Arbeitsverhältnissen in den globalen Wertschöp-
fungsketten auf den Homepages von NGOs: 
  * www.tdh.de (Kinderhilfswerk terre des hommes) 
  * www.sauberekleidung.de 
  * www.suedwind-institut.de 
  * www.ci-romero.de ( Christliche Initiative Romero) 



 

express   Sonderdruck 

14

Einige Unternehmen wie der Otto-Konzern und C&A sind ansprechbar und versuchen die 
kritisierten Praktiken zu ändern. Dass die Beseitigung menschenfeindlicher Methoden den 
Profit hier etwas schmälert, bekundete H&M bei der Bekanntgabe der Geschäftszahlen zum 3. 
Quartal 2010! (FTD, 30. September 2010) 

Einige Beispiele: 
IKEA wurde Mitte der 1990er von einem Schwedischen Fernsehteam nachgewiesen, dass das 
Unternehmen entgegen allen internationalen Konventionen Produkte aus Kinderarbeit bezie-
he. Auch waren Erwachsene lebensgefährlichen Arbeitsbedingungen ausgesetzt. IKEA kam 
damit weltweit in die Schlagzeilen und unter Druck. Ein Ende 2008 bei IKEA ausgeschiede-
ner Manager beschreibt das daraufhin geänderte Verhalten von IKEA. Zunächst wurde ein 
"umfassendes ethisches Hygieneprogramm ... unter der Devise ‚The IKEA Way’ eingeleitet." 
(Stenebo, S. 228) Dazu gehörten Spenden an das Kinderhilfswerk der UN (UNICEF), an 
Greenpeace, WWF, Global Forest Watch u.a. Stenebo nennt dies die "Teflonstrategie" von 
IKEA. (S. 234ff.) Dies bedeutet, angesehene "Organisationen durch Geld eng an sich zu bin-
den und deren Loyalität zu gewinnen. Anders gesagt: Das Unternehmen nimmt ganz einfach 
die Organisationen als Geisel. Der zweite Aspekt ist, dass das Teflon wie ein Alibi verstanden 
werden muss. Sollte etwas Unangenehmes eintreffen, dann nutzen IKEA diese Organisatio-
nen." (S. 236) Auf gut Deutsch zusammengefasst: Mit Spenden wird die eine und andere gute 
Tat gebunkert, bei Bedarf der empörten Öffentlichkeit gezeigt und der neu aufgedeckte Miss-
stand zum bedauerlichen Einzelfall erklärt, der umgehend beseitigt werden soll. Zusätzlich 
sich selbst entschuldigend kommt die Standardausrede aller Ertappten: Man könne ja nicht 
jeden Zulieferer kontrollieren. Stenebo beschreibt zahlreiche Skandale (S. 238ff.): So wurden 
für IKEA über 30 Jahre die Daunen von lebenden Gänsen gerupft. Ein anderer Vorwurf des 
Ex-Managers: Für IKEA werden seit Jahren oft unrechtmäßig Wälder abgeholzt. "Die einzig 
mögliche Erklärung ist, dass 80 bis 90 Prozent des Holzrohstoffs, den IKEA in China kauft, 
entweder illegal in den letzten Waldgebieten des Landes abgeholzt wurde oder in Sibiriens 
Urwäldern." (S. 242) 

Teil dieser Teflonstrategie von IKEA ist das sog. greenwashing oder socialwashing, d.h.: 
Tue ökologisch und/oder sozial Gutes und schmücke dich damit. So geschehen m.E. anläss-
lich des Erscheinens von Stenebos Buch in Deutschland: Das Buch kam Mitte September 
2010 hier in den Verkauf, und IKEA musste mit umsatzschädigenden Presseberichten rech-
nen. Also tue etwas Gutes: Mitten in die zeitgleich laufende Debatte über die von der 
CDU/FDP-Regierung gewollte und von der Bevölkerung mehrheitlich abgelehnte Verlänge-
rung der Laufzeiten für Atomkraftwerke hinein erklärte IKEA, dass es in Deutschland sechs 
Windparks gekauft habe und nunmehr über 52 Windräder besitze. (FTD, 9. September 2010) 
Ob so die Beispiele über Umweltverbrechen durch IKEA verblassen sollten? 

Ein aktuelles Beispiel für green- und socialwashing bietet auch der EH-Konzern Rewe (u.a 
REWE, Minimal, HL, Penny, Toom, Promarkt, Fegro, Selgros). Anfang September 2010 gab 
der Konzern den Beginn einer wundersamen Zusammenarbeit bekannt. Der grüne Ex-
Außenminister Joschka Fischer "unterstütze das Streben des Kölner Unternehmens nach 
mehr Umwelt- und Sozialverträglichkeit". (FTD, 7. September 2010) Zur Eröffnung des zwei-
ten grünen Pilotmarktes lud Rewe den "weltweit anerkannten Experten für Nachhaltigkeit", so 
der Konzern-Chef Caparros, nach Mainz ein. (taz, 7. September 2010)  

Hier erste, kostenlose Anregungen des Verfassers für Fischers neuen lukrativen Beraterjob: 
Seit Juni 2010 verkauft der Konzern in seinen Discountfilialen Penny wieder Bier in Dosen. 
Nach der Einführung der Pfandpflicht unter Rot-Grün gab es dieses nachhaltig unökologische 

                                                                                                                                                         
  * www.inkota.de (Inkota- Netzwerk) 
  * www.ecchr.eu (European Center For Constitutional And Human Rights) 
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Verhalten nicht mehr. Seine soziale Kompetenz könnte Fischer beweisen, indem er beim Re-
we-Vorstand darauf hinwirkt, der seit vielen Jahren immer wieder von Betriebsräten und ins-
besondere von Beschäftigten im Verkauf formulierten Forderung nachzugeben, die tatsächlich 
in den Penny-Filialen geleisteten Arbeitszeiten zu erfassen und vor allem zu vergüten. Fischer 
könnte dabei neben der rechtlichen Verpflichtung auch auf Gleichbehandlung mit den Kolle-
gInnen in den Zentralen, Lägern und Fuhrparks des Konzerns sowie den größeren Rewe-
/Minimal-Filialen hinweisen. Durch diese Nichterfassung der sog. "grauen" Überstunden 
(s.o.) verschafft sich Rewe seit Jahrzehnten finanzielle Vorteile in beachtlichem Ausmaß. Den 
VerkäuferInnen fehlt das Geld jetzt sowie später als Leistungen bei Arbeitslosigkeit, längerer 
Krankheit und in der Rente. Auch für die körperliche Unversehrtheit der KassiererInnen und 
der KundInnen kann Fischer Gutes tun. "ForscherInnen aus der Schweiz und den USA haben 
herausgefunden, dass acht von zehn Quittungen, die von Ladenkassen oder Kreditkartenter-
minals ausgedruckt werden, Bisphenol A enthalten." (taz, 13. August 2010) Die Chemikalie 
verursacht schwere gesundheitliche Schäden. Die drei größten schwedischen Ladenketten 
ICA, Coop und Axfood wollen die in ganz Europa üblichen Kassenzettel bis spätestens An-
fang 2011 abschaffen.  

Green- bzw. socialwashing praktiziert auch Lidl. In Erinnerung bleiben die seit 2004 be-
triebenen Versuche, die Negativwerbung durch die Lidl-Kampagnen von ver.di und attac u.a. 
mit einer Kooperation mit Greenpeace zu kontern. Lidl bot 2006 in seinen damals ca. 2.700 
Filialen 150.000 Exemplare des "greenpeace magazins" zum Verkauf an. Nicht verkaufte 
Exemplare wollte Lidl auf eigene Kosten an die Beschäftigten verteilen. 2005 hatte Green-
peace Lidl noch den "Pokal für maximale Pestizidbelastung 2005" verliehen. Ein Jahr später 
nun ein Geschäft auf Gegenseitigkeit? Ziemlich zeitgleich nahm Lidl erstmals Fairtrade-
Produkte in sein Sortiment auf - allerdings nur ganze acht von insgesamt rund 1.700 gelisteten 
Produkten. (Inzwischen sind mehr Bio-/Ökoprodukte im Sortiment.) Zu Lidls green- und 
socialwashing gehörte ferner 2006 die Veranstaltung eines Benefiz-Fußballturniers für Kids 
in Berlin-Steglitz. Im März 2008 vereinbarte Lidl mit dem Tafel-Bundesverband, dass Lidl-
Kunden ihr Flaschenpfand für die Tafeln - Einrichtungen zur Versorgung armer und obdach-
loser Menschen - vor Ort direkt bei der Flaschenrückgabe spenden können. Die Deutsche Ta-
fel e.V. titelte ihre Presseerklärung am 7. März 2008 mit "Größte Pfandspendenaktion Euro-
pas gestartet". Ein zweiseitiger Flop war Ende 2006 der Versuch von Lidl, bei der Biokette 
Basic als Anteilseigner mit 17 Millionen Euro einzusteigen. Nach heftigem Widerstand eines 
Anteileigners, einiger Lieferanten und vieler Basic-Stammkunden sowie teilweise hämischer 
Presseberichte beendete Lidl sein "großzügiges" Engagement. Eigentlich habe Lidl von Basic 
nur das Bio-Knowhow lernen und denen in der Logistik und Expansion behilflich sein wollen, 
so die nachträgliche Erklärung des Konzernchefs Gehrig. Trotz alledem deckte Anfang 2008 
die „Kampagne für Saubere Kleidung“ (Clean Clothes Campaign, CCC) massive Arbeits-
rechtsverletzungen in Zulieferbetrieben von Lidl und KiK in Bangladesh auf. Im April 2010 
legte die CCC zusammen mit der Verbraucherzentrale Hamburg sowie der NGO ECCHR 
(European Center for Constitutional and Human Rights) nach. Sie ließen Lidl erfolgreich 
durch Gericht die Behauptung untersagen, dass sich Lidl weltweit für faire Arbeitsbedingun-
gen einsetze sowie Non-food-Aufträge nur an ausgewählte Lieferanten und Produzenten ver-
gebe, "die bereit sind und nachweisen können, soziale Verantwortung aktiv zu übernehmen."  

H&M steht ebenfalls seit Jahren in der Kritik, dass große Teile seiner Textilien unter men-
schenunwürdigen und menschenfeindlichen Bedingungen produziert werden. NGOs und 
H&M-Betriebsräte mühen sich mit Unterstützung von ver.di, die Einhaltung sozialer Min-
deststandards durchzusetzen. Der Druck auf H&M wurde stärker, als am 25. Februar 2010 
zum zweiten Mal in der Textilfabrik Garib & Garib (Bangladesh) innerhalb weniger Monate 
ein Brand ausbrach. Im August 2009 waren eine Arbeiterin und ein Feuerwehrmann umge-
kommen, im Februar 2010 starben 21 Menschen, 50 wurden schwer verletzt. Seit 2000 sind 
mindestens 230 ArbeiterInnen in den Textilfabriken Bangladeschs umgekommen. Gegen die 
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Hungerlöhne bei Arbeitszeiten von bis zu 14 Stunden am Tag kämpfen die Beschäftigten mit 
ihren Gewerkschaften. Auch in Folge des zunehmenden Imageverlustes der hiesigen Textil-
händler forderte eine Gruppe, darunter H&M sowie Tchibo, von ihren Zulieferern höhere 
Löhne für TextilarbeiterInnen. Die einheimischen Hersteller konterten dies mit dem Vorwurf, 
dass die Einkäufer derselben Firmen immer weiter die Bestellpreise senken würden. (Luna-
park 21, Nr. 11/2010, S. 35) 

Ver.di warf H&M im August 2010 vor, durch Verlegung des Unternehmenssitzes nach 
Holland die Mitbestimmung in Deutschland umgehen zu wollen. Die öffentliche Berichter-
stattung war für H&M erneut wenig freundlich. Versuchtes socialwashing war die Folge: Am 
7. September 2010 verkündete H&M, an die weltweit 76.000 Angestellten Aktien zu ver-
schenken und diese zu Mitbesitzern zu machen. (SZ,8. September 2010) 

Auch der Metro-Konzern steht immer wieder in der internationalen Kritik. Im Mai 2010 
berichteten mexikanische Aktivistinnen aus einem Produktions- und Lieferbetrieb über Ar-
beitszeiten von bis zu 16 Stunden am Tag, niedrige Löhne, die nicht zum Leben mit Kindern 
reichen, über viel zu kurze Arbeitsverträge (z.B. für 28 Tage), über Behinderungen, sich ge-
werkschaftlich zu organisieren. Sie arbeiten in einem Elektronikbetrieb, der auch für den Met-
ro-Konzern produziert. Überdies profitiert der Metro-Konzern von den menschenunwürdigen 
Arbeitsbedingungen und Hungerlöhnen in Bangladesch. Zur Verbesserung der dortigen sozia-
len Lage eröffnete er im August 2010 eine Kindertagesstätte mit 60 Plätzen zusammen mit 
dem Textilverband. Kosten für den Konzern: 120.000 Euro für die nächsten drei Jahre. 
Green- bzw. socialwashing? Urteilen Sie selbst: Im Jahr 2009 machte der Konzern einen Um-
satz von 65,5 Mrd. Euro, die sechs Vorstandsmitglieder erhielten zusammen 15.684.000 Euro 
Gehalt und die 20 Aufsichtsratsmitglieder insgesamt 1.715.815 Euro Tantiemen. (Geschäfts-
bericht Metro Group 2009)   

Ein aktuelles Beispiel für den Umgang mit Kritikern liefert im Herbst 2010 Aldi Nord. Die 
„Christliche Initiative Romero“ (CIR) hatte Aldi Nord kritikwürdige Zustände in den Herstel-
ler- und Lieferantenfirmen vorgeworfen. CIR bediente sich dabei eines die potenziellen Kun-
den aufklärenden Flugblattes, das den Aldi-Angebotszetteln ähnelte. Aldi Nord zog dagegen 
vor Gericht. Statt green- und socialwashing gegenüber den Kunden nun ein kapitalkräftiger 
Vorschlaghammer gegen die KritikerInnen! Aldi ruderte angesichts öffentlicher Proteste zu-
rück.  

In der Bekämpfung gewerkschaftlicher Bestrebungen tun sich Einzelhändler auch in 
Deutschland hervor. Die Behinderung von erstmaligen Betriebsratswahlen ist in den Media-
Märkten (Metro-Konzern) und Lidl-Filialen gang und gäbe. Die Lidl-Kampagne von ver.di 
und die beiden Lidl-Schwarzbücher deckten seit 2006 einen Teil der Praktiken auf. Dass Aldi 
Nord finanziell die AUB (Arbeitsgemeinschaft unabhängiger Betriebsräte) unterstützt hat, 
passt ins Bild. Diese AUB sollte den Einfluss aktiver Betriebsräte und der DGB-
Gewerkschaften schwächen. Ihr war die Rolle einer "gelben", arbeitgeberfreundlichen bzw. -
hörigen Gewerkschaft zugedacht. Hier geht es um soziale und rechtliche Standards in 
Deutschland. Deren Durchsetzung kann nicht allein die Aufgabe von mutigen Menschen und 
deren Gewerkschaft sein. Hier ist der Rechtsstaat mit all seinen Mitteln und ‚in aller Härte’ 
gefordert - täten viele PolitikerInnen bei anderen Gelegenheiten sagen. 
 

V. KundInnen und Öffentlichkeit 
Der EH ist eine überwiegend öffentliche Veranstaltung und eine gesellschaftliche Angelegen-
heit. Die für alle, insbesondere die Geldbesitzenden, offenen Läden mit allen Aktivitäten der 
Händler, des Verkaufspersonals, der Kunden usw. machen diesen Teil der gesellschaftlichen 
Ökonomie für viele Menschen sinnlich erfahrbar. Ob es einen Ladenschluss, Sonderangebote, 
Waren aus fairem Handel und menschenfreundlicher Produktion geben soll, darüber bilden 
sich viele Menschen eine Meinung. Das befähigt viele in der Gesellschaft, nicht nur KundIn-
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nen mit Geld, sondern auch, solidarisch, ökologisch und sozial Denkende und Handelnde zu 
sein. Diese Menschen in den eingangs erwähnten "solidarischen, politischen, demokratischen, 
rebellischen, gerecht denkenden" Teilen der Gesellschaft können als hartnäckige Akteure im 
EH gestaltend wirken. Ihr verstärktes Handeln in Bürgerinitiativen, sozialen Netzwerken, 
NGOs, kirchlichen und menschenrechtlichen Gruppen, Fraueninitiativen usw. hat sie auch in 
den letzten 20 Jahren empfindsam für die Vorgänge im EH gemacht. Durch ihr Eingreifen bei 
oben beispielhaft geschilderten Skandalen, bei Schließungen von Kaufhäusern und Abbau von 
Arbeitsplätzen wurden sie für die Eigentümer und selbst für kapitalkräftige Konzerne zu 
ernstzunehmenden Kontrahenten - und hie und da auch zu deren Partnern (wie Stenebo etwa 
am Beispiel IKEA nachweist). Ihre Fähigkeit, Menschen und damit potenzielle Kunden bei 
"Ungerechtigkeiten" zu mobilisieren, beeindruckt. Oft fürchten EH-Unternehmen deren Akti-
vitäten, vor allem einen Aufruf zum Boykott oder ähnlich wirkende Erklärungen, mehr als 
störrische Betriebsräte oder die fordernde Gewerkschaft. Selbst ein Streik ist für sie leichter 
zu "händeln" als ein Boykott. (Warn-)Streikende kommen mehr oder weniger freiwillig wie-
der in den Betrieb zurück, ob erfolgreich oder nicht. Boykottierende bewegen sich außerhalb 
dieses kapitalistischen Herrschaftsbereichs. Mit welchen Mitteln können empörte und deshalb 
boykottierende Kunden wieder in die Läden geholt werden? Mit Druck, Mobbing, Verfolgung 
oder gar Kündigung? Imageschäden sind bleibende und umsatzgefährdende Schäden. Auch 
hier gehört die Drogeriekette Schlecker zu den prägnantesten Beispielen. Nachdem in 
1994/95 ihr verachtenswerter Umgang mit dem weiblichen Verkaufspersonal publik gemacht 
wurde, hat Schlecker seinen schlechten Ruf weg und konnte ihn seither nicht reparieren. 
Schlecker ist in Teilen der Gesellschaft zum Symbol für immer wieder aufgedeckte miese 
Zustände und profitgieriges Verhalten geworden. Selbst erklärbare Pannen wie mit den im 
Internet veröffentlichten Kundendaten gelten nicht als Zufall oder gar Einzelfall. Sie gehören 
zum Image. 

Die o.g. Beispiele von green- und socialwashing zeigen ebenfalls, dass die Unternehmen 
und Konzerne um diese Macht der KundInnen und der Öffentlichkeit wissen. Ihre ökologisch 
und sozial ausgerichteten Investitionen, Kampagnen und Zusagen sind oft vor allem Fassa-
denmalereien. Sie zeigen aber die Wirksamkeit der Kundenmacht und des Imageverlustes. 

Nach dem Erfolg der Schlecker-Kampagne hatte 1995 auch in der Handelsgewerkschaft 
eine diesbezügliche Diskussion begonnen. Inzwischen gehören Image- und Druckkampagnen 
fast zum gewerkschaftlichen Standardrepertoire. Die Zusammenarbeit mit gesellschaftlich 
aktiven Menschen und Gruppen nimmt zu. Noch zaghaft ist in Deutschland der Einsatz des 
Boykotts als gewerkschaftliches Kampfmittel. Die im EH in den letzten Jahren eher zurück-
gegangene Kraft der Gewerkschaft könnte eine Wiederbelebung erfahren, indem sie sich mit 
der Macht kritischer und bewusster KundInnen verbindet. Die erfolgreiche Kampagne gegen 
die Kündigung von Emmely zeigt die verteidigende, aber auch die gestalterisch in der Gesell-
schaft wirkende Kraft von Solidarität. Das Urteil des Bundesarbeitsgerichtes belegt dies ein-
drücklich und nachvollziehbar. Ein Mut machendes aktuelles Beispiel! Hoffentlich auch für 
Betriebsräte und Gewerkschaften. 

anton kobel, Januar 2011 
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